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01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

In der Januarsession 1992 gründeten National- und Ständeräte aller bürgerlicher
Parteien eine parlamentarische Gruppe «Drogenpolitik». Als Präsidentin und Co-
Präsident wurden Aubry (fdp, BE) und Morniroli (lega, TI) gewählt. Ziel der neuen, rund
50 Mitglieder umfassenden Gruppierung ist die Unterstützung einer nationalen
Drogenpolitik auf der Basis des geltenden Betäubungsmittelgesetzes und der
verschiedenen UNO-Konventionen. Die Gruppe warnte denn auch verschiedentlich vor
einer Liberalisierung der Drogenpolitik, welche die Schweiz zum «Platzspitz Europas»
werden liesse, und sprach sich gegen jeden Versuch mit einer medizinisch indizierten
Abgabe von Heroin aus. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.01.1992
MARIANNE BENTELI

Die Grüne Partei stellte ihre Vorschläge zur Drogenpolitik vor. Kurzfristig verlangten
die Grünen eine breitangelegte, medizinisch kontrollierte Drogenabgabe sowie
Betreuungsangebote und Ausstiegshilfen für Süchtige. Langfristig, meinten sie, müsse
eine kontrollierte Regelung des Handels eingeführt werden, um dem illegalen Markt den
Boden zu entziehen. Die Einfuhr, die Herstellung, der Verkauf und die fiskalische
Belastung von Betäubungsmitteln solle ausschliesslich dem Bund zustehen. Auch die
Sozialdemokratische Partei sprach sich an ihrem Parteitag für eine weitgehende
Legalisierung der Drogen sowie für ein Staatsmonopol bei der Herstellung dem Handel
und dem Vertrieb aus. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.10.1992
MARIANNE BENTELI

Mit seiner Politik des Mittelwegs fand der Bundesrat die Zustimmung der drei grossen
Bundesratsparteien FDP, SP und CVP. Mitte Februar 1994 wurde überraschend bekannt,
dass sich FDP und SP zusammentun wollten, um gemeinsam einen Weg zu suchen, der
aus dem drogenpolitischen Patt der letzten Jahre herausführen soll. Nach anfänglichem
Zögern trug auch die CVP das von einer Expertengruppe der beiden Parteien
entwickelte Sechspunkteprogramm «für eine kohärente Drogenpolitik» mit, welches
als zentrale Punkte die Ausweitung der ärztlich kontrollierten Heroinabgabe auf alle
Schwerstabhängigen und die dafür notwendige Revision des Betäubungsmittelgesetzes
postuliert. Mit der Gesetzesänderung soll auch die Straflosigkeit des Konsums und des
Besitzes von Kleinstmengen zum Eigengebrauch eingeführt werden. Die gemeinsame
Drogenplattform regte zudem eine Intensivierung der Prävention, verbesserte
Therapieangebote, eine effizientere Bekämpfung der Grosskriminalität sowie eine
verstärkte Koordination der Drogenpolitik auf Bundesebene an. Nicht in allen Punkten
konnte Einigkeit unter den drei Parteien erreicht werden. Die SP will weiterhin eine
Ausdehnung des fürsorgerischen Freiheitsentzugs nur sehr zurückhaltend zulassen und
die CVP möchte an der Strafbarkeit von Besitz und Konsum festhalten, um
insbesondere Neueinsteiger rasch einer Therapie zuzuführen. Die Vertreter der drei
Parteien betonten jedoch, die Differenzen seien nicht gravierend. Wichtig sei, dass sich
die drei grössten Parteien auf gemeinsame Leitlinien geeinigt hätten, wodurch eine
Dynamisierung der Drogenpolitik auch auf parlamentarischer Ebene erst möglich
werde. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.02.1994
MARIANNE BENTELI

Die SVP ging in dieser Frage auf deutliche Distanz zu den anderen Bundesratsparteien.
Im Sommer präsentierte sie ein ganz auf Abstinenz ausgerichtetes Drogenkonzept, das
nur gerade punkto Prävention und Bekämpfung des Drogenhandels mit dem
Sechspunkteprogramm vereinbar ist. Ansonsten forderte sie Festhalten am
Konsumverbot, Zwangsentzug via fürsorgerischen Freiheitsentzug und klares Nein zur
kontrollierten Heroinabgabe. Mitte Oktober 1994 signalisierte die SVP dann aber ihre
Bereitschaft, mit den drei anderen Bundesratsparteien zumindest in einen Dialog zu
treten. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.10.1994
MARIANNE BENTELI
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Da das Geschäftsverkehrsgesetz des Parlaments die Offenlegung der Mitgliederlisten
von Bundeshaus-Lobbies verlangt, veröffentlichte das Generalsekretariat der
Bundesversammlung die bisher geheimgehaltene Namensliste der 1992 von der
damaligen Berner FDP-Nationalrätin Geneviève Aubry ins Leben gerufenen
"Parlamentariergruppe Drogenfragen". Dieser Gruppe, die rund 70 Parlamentarier aus
beiden Kammern umfasst, und die sich stark für eine repressive Drogenpolitik
engagiert, gehören neben den Vertretern von FP und SD sowie weiten Teilen der SVP
auch so wichtige Exponenten ansonsten in der Drogenfrage eher gemässigter Parteien
wie CVP-Präsident Cottier (FR) und FDP-Fraktionschef Couchepin (VS) an. Mit dem
Bekanntwerden dieser Liste geriet die 1994 verabschiedete gemeinsame
Drogenplattform von FDP, SP und CVP erneut unter Druck. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.01.1996
MARIANNE BENTELI

Im Abstimmungskampf, der von beiden Seiten sehr intensiv und emotional geführt
wurde, waren die Fronten von Anbeginn klar. Die drei Bundesratsparteien CVP, FDP und
SP sowie die Grünen engagierten sich in einem gemeinsamen Abstimmungskomitee
gegen die Initiative. Sie fanden die Unterstützung von rund 20 gesamtschweizerischen
Organisationen aus den Bereichen Medizin, Drogen, Sozialarbeit, Kirche und
Jugendfragen, die sich in einer Nationalen Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik (NAS)
zusammenschlossen, sowie die praktisch einhellige Gefolgschaft aller Printmedien,
auch jener aus der Romandie. Mehrere Kantons- und Stadtregierungen, die für
gewöhnlich keine Empfehlungen für eidgenössische Urnengänge abgeben, sprachen
sich ebenfalls gegen die Initiative aus, unter anderem jene in den besonders von der
Drogenproblematik betroffenen Kantonen Basel-Stadt, Bern, Genf und Zürich. Ihnen
schloss sich der 1996 zum Zweck einer intensiveren drogenpolitischen Koordination
gebildete Nationale Drogenausschuss von Bund, Kantonen und Städten an. Der
Bundesrat seinerseits eröffnete seinen Abstimmungskampf viel früher als gewöhnlich.
In ungewohnt scharfer Weise bezeichnete Bundesrätin Dreifuss die Ziele der Initiative
als unrealistisch, unwirksam und unmenschlich; eine Annahme der Initiative hätte für
die eigentlichen Opfer, die Drogensüchtigen, verheerende Folgen und würde dazu
führen, dass weiterhin die (noch) nicht ausstiegswilligen Konsumenten härter bekämpft
würden als die eigentlichen Profiteure einer repressiven Drogenpolitik, nämlich die
Drogenmafia. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.07.1997
MARIANNE BENTELI

Die bürgerlichen Parteien - mit Ausnahme der rechtsbürgerlichen FP, SD und EDU,
welche die Initiative einhellig unterstützten - zeigten sich allesamt gespalten. Die SVP,
vor allem der Zürcher Flügel um Nationalrat und Mitinitiant Bortoluzzi, stellte sich
hinter die Initiative, die Sektionen der Kantone Bern, Thurgau und Graubünden
bekämpfte sie. Auch die Liberalen traten in beiden Abstimmungskomitees auf, die
Waadtländer Leuba und Sandoz bei den Initianten, der Basler Eymann bei den Gegnern.
Unter den Befürwortern figurierten auch einige FDP-Nationalräte, namentlich der
Neuenburger Frey sowie die Luzerner Aregger, Theiler und Tschuppert. Bei der CVP
stellte sich nur gerade ein alt Ständerat (Kündig, ZG) hinter das Volksbegehren. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.08.1997
MARIANNE BENTELI

Die Teilnehmer der diesjährigen Jugendsession, die sich, in anderer Zusammensetzung,
mehrfach für die Entkriminalisierung des Hanfkonsums eingesetzt hatten, sprachen
sich nun erstmals dagegen aus. Eine Mehrheit der rund 50 Teilnehmenden gab ihrer
Befürchtung Ausdruck, dass eine Legalisierung eine falsche Signalwirkung haben und
die Jugendlichen eventuell verleiten könnte, auch härtere Drogen zu konsumieren;
zudem seien die Auswirkungen von Cannabis nicht restlos geklärt. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.11.2007
MARIANNE BENTELI
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

In der Drogenfrage scherte die SVP mit einem eigenen Drogenkonzept aus, nachdem
sich die anderen drei Regierungsparteien grundsätzlich auf eine Zusammenarbeit
einigen konnten. Als einzige Partei stellte sie sich gegen die kontrollierte
Drogenabgabe und den straffreien Drogenkonsum.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.09.1994
EVA MÜLLER

Grosse Parteien

Am Parteitag vom 27. April in Glarus wurden mit den Themenbereichen
Sicherheitspolitik in einer Zeit des Umbruchs und europäische Integration weitere
Leitplanken für die zukünftige Ausrichtung der Partei gesetzt. Eine ganzheitliche
eigene Landesverteidigung, eingebettet in ein europäisches Verteidigungssystem, soll
als Modell dienen, und eine Mehrheit wünschte die Annäherung der Schweiz an die
Europäische Gemeinschaft in Form eines EWR-Vertrages. Bei der gleichentags
aufgeworfenen Frage der Straffreiheit für Drogenkonsumenten kritisierten vor allem
welsche Delegierte eine Liberalisierung. Trotzdem wurde eine Öffnung in Richtung
Entkriminalisierung gutgeheissen. Die konkret zu verfolgende Drogenpolitik blieb
jedoch sehr umstritten, wie unter anderem die ablehnende Haltung der zürcherischen
FDP zur Einrichtung von Fixerräumen illustrierte. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Sowohl in den «Grundsätzen zur Wirtschaftspolitik der neunziger Jahre», welche an der
ausserordentlichen Delegiertenversammlung in Basel verabschiedet wurden, als auch in
dem am Parteitag in Freiburg gutgeheissenen neuen Parteiprogramm «Zielsetzungen
1991-95 der FDP Schweiz», bekräftigte die Partei die Politik der Deregulierung in
Wirtschaft und Gesellschaft, wonach der Staat nur noch wenige Rahmenbedingungen
setzen sollte. Dieses Prinzip des «Ordoliberalismus» sollte, der Schweiz die nötigen
Voraussetzungen liefern, um international wettbewerbsfähig zu bleiben. Im
Parteiprogramm unterstrich die FDP die Notwendigkeit, die Totalrevision der
Bundesverfassung als Voraussetzung für die Regierungs- und Parlamentsreform
voranzutreiben. Zur Frage der europäischen Integration nahm die Partei eine
differenzierte Position ein; falls die EWR-Verhandlungen ein unbefriedigendes Ergebnis
zeitigen sollten, will die FDP in einer Urabstimmung alle Parteimitglieder befragen, ob
sie für einen Vollbeitritt zur EG oder für einen Ausbau der bilateralen Beziehungen im
Rahmen der bisherigen Freihandelspolitik sind. In der Diskussion zur Drogenpolitik
äusserten sich die Delegierten positiv zur Möglichkeit der kontrollierten Abgabe von
Drogen an Süchtige, lehnten jedoch die Eröffnung weiterer Fixerräume deutlich ab. Ins
Programm aufgenommen wurde auch die Befürwortung von marktwirtschaftlichen
Instrumenten wie Lenkungsabgaben im Umwelt- und Energiebereich, allerdings unter
der Bedingung, dass diese keinerlei fiskalische Nebenzwecke verfolgen und die
Teuerung nicht anheizen. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Drogenpolitik verlangte die SP eine Entkriminalisierung von Besitz und Erwerb
von Drogen zum Eigenkonsum. Ferner soll der Handel mit Cannabis-Produkten
freigegeben werden, und langfristig wünscht sich die Partei eine stufenweise
Legalisierung aller Drogen. Grundsätzliche Differenzen bezüglich der langfristigen Ziele
bestanden freilich zwischen liberalen Deutschschweizern und restriktiveren Romands. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine länger dauernde Polemik zwischen CVP und FDP entstand, nachdem freisinnige
Politiker vorgeschlagen hatten, mit einem dringlichen Bundesbeschluss gegen
kriminelle Asylbewerber vorzugehen. Vergeblich versuchte daraufhin Bundesrat Koller
darauf hinzuweisen, dass Instrumente zur Eindämmung des Drogenhandels durch
Asylbewerber bereits bestehen oder in Vorbereitung sind. Die CVP konterte mit dem
Argument, die Freisinnigen würden sich bloss mittels aufsehenerregender
Forderungen, welche im übrigen internationale Rechtsvereinbarungen verletzten
würden, auf Kosten der CVP und ihres Bundesrats profilieren. 
Neben der Drogen- und Asylpolitik machten die Freisinnigen ebenso wie die übrigen

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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bürgerlichen Parteien die innere Sicherheit zu einem wichtigen Thema; sie publizierten
dazu ein umfassendes Thesenpapier. 12

Freisinnige und Sozialdemokraten einigten sich im Rahmen der Arbeitsgruppe
Drogenpolitik auf ein gemeinsames Aktionsprogramm. Beide Parteien forderten eine
Änderung des Betäubungsmittelgesetzes, eine verstärkte Prävention und eine
Ausdehnung der ärztlich kontrollierten Heroinabgabe auf alle Schwerstabhängigen.
Künftig strafrechtlich nicht mehr verfolgt werden solle der Drogenkonsum und der
Besitz und Erwerb von Kleinstmengen zum Eigengebrauch. Die FDP blieb in der
Drogenfrage aber in einen liberalen und einen repressiven Flügel gespalten. So meldete
die Berner FDP-Nationalrätin G. Aubry bereits ihre Opposition gegen die Heroinabgabe
an. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.05.1994
EVA MÜLLER

In der Drogenfrage signalisierte die CVP eine gewisse Öffnung und schloss sich der
Arbeitsgruppe Drogenpolitik von FDP und SP an.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.05.1994
EVA MÜLLER

Die SVP legte ein eigenes Drogenkonzept vor, welches sich von den Positionen der drei
anderen Regierungsparteien klar abgrenzt. Darin hält sie am Ziel der Suchtfreiheit der
Gesellschaft fest und will diese durch präventive, therapeutische und repressive
Massnahmen erreichen. Zwangsentzüge im Rahmen des fürsorgerischen
Freiheitsentzugs sollen möglich werden. Als einzige Regierungspartei wehrte sich die
Partei vehement gegen die kontrollierte Abgabe harter Drogen und den straffreien
Drogenkonsum. Die Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» begrüsste sie, forderte vom
Bundesrat aber einen differenzierten Gegenvorschlag. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.09.1994
EVA MÜLLER

Mit einem weiteren Positionspapier «Perspektiven liberaler Lebensgestaltung»
verabschiedete die FDP verschiedene Postulate zur Gleichstellung der Geschlechter.
Konkret forderte sie den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu allen Berufen und
Positionen, die Einführung von Blockzeiten an den Schulen, freiwillige Tagesschulen
sowie flexible Arbeitsformen und Teilzeitarbeit. Ferner trat sie für ein geschlechts- und
zivilstandsunabhängiges Sozialversicherungs- und Steuersystem ein. Die Forderungen
basieren auf einer im Auftrag der FDP erstellten Pilotstudie «Frau und Mann in
Wirtschaft und Gesellschaft der Schweiz». 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.01.1995
EVA MÜLLER

Zu Beginn des Jahres verabschiedeten die Delegierten der SVP ein neues
Schwerpunktprogramm, das programmatische Flügelkämpfe zwischen dem
konservativen und dem liberalen SVP-Lager beilegen sollte. In den Mittelpunkt stellte
die SVP, wie die CVP, die Erhaltung und Förderung des Mittelstandes. Zur Nagelprobe
geriet aber die Europafrage: Mit der Formulierung «ein Beitritt zur EU ist kein Ziel der
schweizerischen Aussenpolitik» setzte sich mit 131 zu 111 Stimmen der konservative
Zürcher Flügel durch, während sich die Westschweizer, Berner, Bündner und die SVP-
Frauen sowie Bundesrat Ogi mehrheitlich für das Offenhalten aller Optionen
ausgesprochen hatten. 
Deutlich setzte sich bei den Delegierten eine repressive Haltung in der Drogenfrage
durch. So wurde der Verzicht auf staatliche Heroinabgabe und Fixerstuben mit klarer
Mehrheit – aber gegen die SVP-Frauen und die Berner Sektion – abgesegnet. Die Berner
SVP sprach sich später offiziell für die laufenden Heroinabgabeversuche und
Fixerräume aus. Ein Antrag, die Abschaffung der direkten Bundessteuer ins Programm
aufzunehmen, hatte keine Chance. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.03.1995
EVA MÜLLER

In ihrer Wahlplattform 95 «Die Schweiz muss wieder sozialer werden» sprach sich die
SP gegen die neoliberale Wirtschaftspolitik aus und forderte einen Ausbau des
Sozialstaats über Steuererhöhungen sowie Sparpotentiale, die sie im Strassenbereich,
in der Landwirtschaft, in der Landesverteidigung und im Zivilschutz ortete. Ausserdem
stellte die Partei «14 Thesen gegen die Erwerbslosigkeit» vor, in denen sie in einem
ersten Schritt die 40-Stunden-Woche, mittelfristig die 35-Stunden-Woche anstrebt. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1995
EVA MÜLLER
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Trotz den Bemühungen um ein klares Profil zerfiel die CVP bei der Abstimmung über
das revidierte Arbeitsgesetz - der als Kraftprobe zwischen Unternehmerinteressen und
Arbeitnehmerschutz eine hohe symbolische Bedeutung zukam - in zwei Lager. Während
der wirtschaftsnahe Flügel das Gesetz unterstützte, stiess es beim christlichsozialen
Flügel, bei den CVP-Frauen und bei vielen welschen Delegierten auf Opposition.
Umstritten war dabei insbesondere auch die Sonntagsarbeit, welche als
familienfeindlich taxiert wurde. Mit 120 zu 82 Stimmen beschlossen die Delegierten
schliesslich die Nein-Parole und setzten sich damit der harschen Kritik der anderen
bürgerlichen Parteien aus. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.11.1996
EVA MÜLLER

Ein SP-Positionspapier zur Zukunft des öffentlichen Dienstes wurde am Davoser
Parteitag zwar diskutiert, jedoch zur Überarbeitung an den Vorstand zurückgewiesen,
um einen Streit mit den Gewerkschaften insbesondere bezüglich
Arbeitszeitreduktionen zu verhindern. Das Positionspapier schlägt eine flexible
Reduktion der Wochenarbeitszeit im öffentlichen Dienst von 41 auf 33 Stunden vor. Als
Ausgleich für die Arbeitszeitreduktion um 20% würden die Löhne um durchschnittlich
6% gesenkt, wobei untere Einkommen geschont werden sollen. Damit könnten, so die
Hoffnung der SP-Spitze, bis zu 15'000 Arbeitsplätze geschaffen werden. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.11.1996
EVA MÜLLER

Das gleichzeitig beschlossene Förderungsprogramm zur Halbierung der Arbeitslosigkeit
wurde während zweier Stunden ausgiebig diskutiert. Im Zentrum des Programms
standen Innovationen in die Bildung, die Förderung der KMU, die Sicherung der
öffentlichen Infrastruktur, Arbeitszeitverkürzungen und Beschäftigungsprogramme. 

Einem Antrag der Sektion Lausanne 3, die Strommarktliberalisierung grundsätzlich
nicht gutzuheissen, wurde stattgegeben. Ebendiese Absage an die
Strommarktliberalisierung brachte SP-Frauenpräsidentin Jacqueline Fehr (ZH) auf den
Plan. In einem Brief an die Parteileitung kritisierte sie das planlose und beliebige
Vorgehen der SP im Wahljahr. Der «naive» Strommarkt-Beschluss der Partei sei ein
deutliches Zeichen dafür, dass die Partei die Diskussion um Liberalisierung und
Modernisierung scheue, ausser einem pauschalen Nein jedoch keine Lösungsvorschläge
zustande bringe. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

An ihrer Delegiertenversammlung in Winterthur beschloss die SP die Ja-Parole zum
Uno-Beitritt der Schweiz und zur Initiative „für eine kürzere Arbeitszeit“. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.12.2001
MAGDALENA BERNATH

An ihrem Parteitag in Landquart (GR) beschlossen die Delegierten der SVP die Nein-
Parole zur Volksinitiative "für eine kürzere Arbeitszeit". Parteipräsident Ueli Maurer
übte Kritik an der bundesrätlichen Informationspolitik zur UNO-Vorlage, welche die SVP
bereits im November 2001 zur Verwerfung empfohlen hatte. Nach kurzer Diskussion –
Einwände kamen von den Gesundheitsdirektoren der Kantone Aargau und Thurgau und
von Ärzten – beschlossen die SVP-Delegierten einstimmig und ohne Enthaltung, eine
Krankenkasseninitiative vorzubereiten. Die geplante Krankenkasse soll analog zur
Altersvorsorge auf drei Säulen aufbauen: Die erste Säule mit der obligatorischen
Grundversicherung umfasst bei eingeschränkter Arztwahl nur noch existenziell
notwendige Leistungen; in der zweiten Säule, welche eine Aufnahmepflicht für die
Versicherer vorsieht, können zusätzliche Leistungen bei freier Arztwahl versichert
werden; die dritte Säule ist den bisherigen auf dem Privatversicherungsrecht
beruhenden Zusatzversicherungen vorbehalten. Mit diesem Modell hofft die SVP, 20%
der Prämienkosten einzusparen. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.01.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung vom Januar beschlossen die Christlichdemokraten
mit lediglich einer Gegenstimme die Ja-Parole zur UNO-Beitrittsinitiative; die
Volksinitiative zur 36-Stunden-Woche hatte der Vorstand zur Ablehnung empfohlen.
Nach einer engagierten Diskussion verabschiedeten die Delegierten mit 143:66 Stimmen
eine Resolution, welche die Erweiterung des bundesrätlichen Gegenvorschlags zur
Avanti-Initiative verlangte. Der Urner Ständerat Hansueli Stalder, der unterstützt von
der Jungen CVP den Verzicht auf die zweite Gotthardröhre gefordert hatte, war zuvor
knapp unterlegen. Im Anschluss an die ordentliche Delegiertenversammlung führte die

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.01.2002
MAGDALENA BERNATH
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CVP mit einer Soirée des Délégués ein Polit-Happening mit kulinarisch-kulturellem
Programm nach dem Vorbild der US-amerikanischen Parteitage durch, das gemäss
Generalsekretär Reto Nause den inneren Zusammenhalt der Partei unterstreichen
soll. 23

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Juni in Freiburg diskutierte die SP über die
Bildungs- und Familienpolitik. Die gesamtschweizerische Harmonisierung des
Bildungswesens durch das Konkordat Harmos wurde positiv beurteilt. Die Delegierten
verabschiedeten ein Thesenpapier zur Bildung, in dem unter anderem die
flächendeckende Einführung von Gratis-Tagesschulen gefordert wurde. Keine Chance
hatte ein Antrag von Chantal Galladé (ZH), die freie Schulwahl nicht abzulehnen. Galladé
hatte argumentiert, bereits heute könnten reiche Familien faktisch durch Umzug die
Schule wählen. Mit der freien Schulwahl würde daher die Chancengleichheit erhöht.
Gegner der freien Schulwahl argumentierten insbesondere mit den hohen Kosten, die
diese verursachen würde. Bezüglich der Finanzierung von Kinderkrippen fiel das Fazit
der Delegierten anders aus als noch im März 2007, als entschieden worden war, das
Modell der Betreuungsgutschriften weiterzuverfolgen. Nun wurde dieses zur
Überarbeitung an die Parteileitung zurückgewiesen. Zurzeit kommen nur Personen mit
tiefem Einkommen über subventionierte Krippenplätze in den Genuss staatlicher
Unterstützung. Betreuungsgutscheine könnten auch Familien der Mittelschicht
entlasten. Vor allem Delegierte aus der Romandie kritisierten jedoch dieses Modell. Die
SP-Delegierten fassten folgende Abstimmungsparolen: Ja zur Volksinitiative „für eine
vernünftige Hanfpolitik mit wirksamem Jugendschutz“, Ja zum revidierten
Betäubungsmittelgesetz und Nein zur Volksinitiative für die Beschränkung des
Verbandsbeschwerderechts. 24

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.06.2008
SABINE HOHL

Auch zur Volksinitiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts gab es
Diskussionen innerhalb der Partei. Da der Bundesrat den Abstimmungstermin für die
Vorlage festsetzen musste, blieb nur noch wenig Zeit für einen möglichen Rückzug.
Während einige Parteiexponenten einen solchen für angebracht hielten, da das
Parlament bereits einige Schritte im Sinne der Initiative gemacht hatte, wollte das
Initiativkomitee um die Zürcher Nationalrätin Doris Fiala an der Initiative festhalten und
tat dies auch, nachdem Präsident Pelli, wie von den Initianten verlangt, der Initiative
seine Unterstützung zusicherte. Das Projekt blieb jedoch umstritten und wurde
insbesondere von ökologisch orientierten Freisinnigen abgelehnt. An der
Delegiertenversammlung vom 28. Juni in Solothurn wurde nach einer emotionalen
Diskussion für die Initiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts mit
142 zu 57 Stimmen bei 17 Enthaltungen die Ja-Parole beschlossen. Die Befürworter
argumentierten, das Umweltrecht müsse von den Behörden durchgesetzt werden, nicht
von den Verbänden. Die Gegner wollten nicht alle Umweltverbände abstrafen. Pelli
äusserte sich, dass die Initiative eine Chance für die FDP darstelle, zu zeigen, dass man
für einen einfacheren Staat mit weniger Bürokratie sei. Er plädierte auch dafür, dass
sich Unentschlossene „für die FDP“ entscheiden sollten. Überraschend fiel das Ergebnis
bei der Parolenfassung zur Hanfinitiative aus: Die Delegierten befürworteten die
Vorlage knapp mit 86 zu 83 Stimmen. Dieses Ergebnis stiess in der Folge auf
Widerstand, insbesondere von FDP-Vertretern aus der Romandie. Für die Revision des
Betäubungsmittelgesetzes wurde deutlich die Ja-Parole beschlossen. Fulvio Pelli
wandte sich in seiner Rede gegen die Idee einer „Koalition der Mitte“, die CVP-
Präsident Christophe Darbellay in der Presse lanciert hatte. Die FDP, so Pelli, sei rechts
der Mitte positioniert. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.06.2008
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Oktober in Lenzburg (AG) befasste sich die
SVP mit dem Zustand und der Zukunft der Schweizer Armee. Sie verabschiedete zwei
Positionspapiere zur strategischen Lage der Schweiz und zum Armeeauftrag. In
letzterem wurde gefordert, der Bundesrat solle der Armee auf Basis der bewaffneten
Neutralität einen konkreten Auftrag erteilen. Es solle für die Armee verbindliche,
überprüfbare Ziele geben. Die Delegierten beschlossen zudem mit 350 zu 15 Stimmen
eine Statutenänderung, wonach Mitglieder der SVP, die eine Wahl in den Bundesrat
annehmen, ohne von der Partei offiziell nominiert worden zu sein, automatisch ihre
SVP-Mitgliedschaft verlieren. Die Mitgliedschaft von ausgeschlossenen Personen kann
erneuert werden, wenn die SVP-Bundeshausfraktion und der Zentralvorstand dem je
mit Zweidrittelmehrheit zustimmen. Die SVP-Delegierten beschlossen fast einstimmig
die Nein-Parole zur Hanfliberalisierungsinitiative und zum revidierten

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.10.2008
SABINE HOHL
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Betäubungsmittelgesetz. Folgende Parolen waren bereits durch den Zentralvorstand
beschlossen worden: Nein zur SGB-Initiative für eine Flexibilisierung des Rentenalters,
Ja zur Initiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts und zur Initiative
für die Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kindern. 26

Insbesondere bei den Abstimmungsvorlagen, die am 3. März des Berichtjahrs an die
Urne gelangten, tat sich die FDP schwer mit der Parolenfassung. Umstritten waren
dabei nicht nur der Familienartikel, sondern auch die Beschlussfassung zum revidierten
Raumplanungsgesetz (RPG). Die Nein-Parole zur Festschreibung eines Artikels zur
Familienpolitik in der Verfassung war von der Präsidentenkonferenz gefällt worden, was
nicht nur parteiintern Protest auslöste, sondern auch zu abweichenden Empfehlungen
der FDP-Frauen und nicht weniger als sechs Kantonalsektionen führte: Ein Ja
empfahlen die FDP-Sektionen der Romandie (GE, JU, NE, VD) sowie des Kantons Bern,
während sich die FDP-Kantonalsektion Basel-Stadt für Stimmfreigabe entschloss. Das
an der Delegiertenversammlung in Zürich Anfang Februar nur relativ knapp mit 185 zu
85 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zustande gekommene Nein zum RPG, die abweichende
Ja-Empfehlung der FDP-Frauen und die vier abweichenden Kantonalsektionen (AG, BE,
LU, NE) waren Indikatoren für die parteiinterne Umstrittenheit in der
Raumplanungspolitik. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war die Angst vor der
extremeren Landschaftsinitiative, die bei einem Nein zum RPG an die Urne gekommen
wäre. Bereits im Oktober des Vorjahres hatte sich der Freisinn mit 236 zu 8 Stimmen
bei drei Enthaltungen gegen die Abzockerinitiative ausgesprochen. Hier wich die
Sektion des Kantons Tessin ab, die ein Ja empfahl. In zwei der erwähnten drei
umstrittenen Vorlagen traf die FDP mit ihrer Parole nicht die Mehrheitsmeinung (RPG,
Abzocker). Dies passierte ihr bei den restlichen acht Vorlagen nur noch bei ihrer Ja-
Empfehlung zur Erhöhung der Gebühr für die Autobahnvignette, die nach einer hitzigen
Debatte Mitte Oktober in Genf mit 110 zu 58 Stimmen beschlossen wurde – gegen das
vorgebrachte Argument, es handle sich um eine Zweckentfremdung fiskalischer
Einnahmen aus dem Strassenverkehr. Die junge FDP beschloss hierzu auf Opposition
zur Mutterpartei zu machen und ein Nein zu empfehlen. Bei den restlichen sieben
Vorlagen traf die FDP mit ihrer parteiintern unbestrittenen Empfehlung jeweils den
Mehrheitswillen der Stimmbevölkerung. Das Nein zur Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates kam mit 198 zu 5 Stimmen zustande und das Ja zur Asylgesetzrevision
wurde mit 207 zu einer Stimme an der Delegiertenversammlung im Mai in Baden
gefasst. Ebenso deutlich waren die Abfuhren der GSoA-Initiative zur Abschaffung der
Wehrpflicht (213 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen) und der 1:12-Initiative (201 zu 1
Stimme). Die Revision des Arbeitsgesetzes wurde einstimmig zur Annahme empfohlen.
Während diese drei Vorlagen an der Delegiertenversammlung Ende August in Thun
diskutiert wurden, beschloss die Präsidentenkonferenz bereits vorher das Ja zum
Epidemiengesetz. Neben dem Beschluss zur Autobahnvignette wurde an der
Delegiertenversammlung in Genf Mitte Oktober mit 146 zu 8 Stimmen auch ein
deutliches Nein gegen die SVP-Familieninitiative beschlossen – Parteipräsident Müller
bezeichnete das Begehren als Unsinn, der kein Privileg der Linken sei. 27

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Später als andere Parteien präsentierte die Grüne Partei ein Positionspapier zur
«inneren Sicherheit». Statt mehr Repression forderte sie sozial-, drogen-, frauen- und
ausländerpolitische sowie städtebauliche Massnahmen. Schwerpunkte bilden eine
breite staatliche Drogenabgabe, ein besseres kulturelles und bildungspolitisches
Angebot in den Agglomerationen, eine verbesserte Integration von Randgruppen sowie
ein garantiertes Existenzminimum. Ausserdem forderte die Partei den Einbezug der
Verkehrspolitik in die Debatte zur inneren Sicherheit. 28

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.02.1994
EVA MÜLLER

In der Drogenpolitik sprach sich die GPS gegen eine Drogen-Prohibitionspolitik aus
und unterstützte die «DroLeg»-Volksinitiative. 29

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.05.1994
EVA MÜLLER
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Konkretes mit Utopischem verknüpfen wollte die PdA in ihrer Wahlplattform «Zehn
Notwendigkeiten für eine solidarische und fortschrittliche Schweiz». Darin stellt sie die
gesellschaftliche Verteilung der Arbeit in Frage und postuliert längerfristig die
Einführung der 32-Stundenwoche ohne Kürzung der Löhne. Weiter fordert sie eine
allgemeine Sozialversicherung, die mit Lohnprozenten finanziert wird und sowohl AHV
wie auch Kranken- und Arbeitslosenversicherung beinhaltet. Klar sprach sich die Partei
für einen raschen EU-Beitritt aus. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.06.1995
EVA MÜLLER

Ihre Wahlplattform stellten die Grünen unter das Schwerpunktthema ökologische
Wirtschafts- und Steuerreform, wonach Energie statt Arbeit zu besteuern sei. Die
Einführung einer Energiesteuer zur Finanzierung des Sozialbereiches, welche im 2. Teil
einer Doppelinitiative angestrebt wird, verabschiedete die Partei ebenso diskussionslos
wie die Forderungen nach einer wirksamen CO2-Abgabe, keinem weiteren Ausbau der
Autobahnen, dem Ausstieg aus der Atomenergie und dem Verbot der Freisetzung
gentechnisch veränderter Organismen. Neu wehren sich die Grünen nicht mehr gegen
jegliches Wirtschaftswachstum, sondern sie fordern dessen Gestaltung mit
umweltgerechten Innovationen. Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit schlug die Partei
ein Bonus-Malus-System vor, gemäss welchem Arbeitgeber, die Teilzeitarbeit fördern,
beispielsweise mit einer Reduktion des Arbeitslosenversicherungs-Beitrags belohnt
würden. Für das neue Jahrtausend soll gemäss den Grünen die 30-Stunden-Woche zum
Normalfall werden. 31

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.09.1995
EVA MÜLLER

Die PdA trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und sagte
damit einer «ultraliberalen Wirtschaftspolitik» den Kampf an. 32

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.04.1996
EVA MÜLLER

Gleichzeitig verabschiedeten die Grünen nebst der Ja-Parole zur Droleg-Initiative ein
Positionspapier zur Drogenpolitik. Um dem illegalen Markt mit all seinen negativen
Konsequenzen den Boden zu entziehen, braucht es ihrer Ansicht nach eine
kontrollierte Legalisierung des Handels. In einem ersten Schritt strebt die GPS die
Entkriminalisierung des Konsums von Betäubungsmitteln und eine Erweiterung der
staatlichen Drogenabgabe an, begleitet von verstärkter Prävention. In einem weiteren
Schritt soll ein kontrollierter und legalisierter Handel geschaffen werden nach den
Regelungen, wie sie die Droleg-Initiative vorsah. 33

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.11.1998
URS BEER

Die Parolen der PdA deckten sich mit jenen der SP, mit Ausnahme der Volksinitiative
des Gewerkschaftsbundes "für eine kürzere Arbeitszeit", welche die PdA zur Ablehnung
empfahl, da die Initiative auch eine gewisse Flexibilisierung (Jahresarbeitszeiten)
einführen wollte. In den Parlamentswahlen in den Kantonen Waadt (12) und Jura (1)
konnte die PdA ihre Mandate halten.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst gaben die Delegierten der GP in Stans (NW) einstimmig die Ja-Parole zum
von ihnen mit lancierten Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft heraus.
Parteipräsidentin Ruth Genner (ZH) äusserte die Hoffnung, das erstmalige Bündnis mit
dem schweizerischen Bauernverband bilde den Anfang einer erfolgreichen
ökologischen Ausrichtung der schweizerischen Landwirtschaftspolitik. Mit 82:7
Stimmen bei zehn Enthaltungen empfahlen die Grünen nach engagierter Diskussion die
Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten in Bahnhöfen zur Ablehnung. In einer
Resolution forderten sie Bundesrat und Parlament auf, die Lex Koller nicht aufzuheben,
ohne Schutzmassnahmen zu ergreifen; die Möglichkeit für Personen mit Wohnsitz im
Ausland, uneingeschränkt Grundstücke zu erwerben, werde zu einer starken Zunahme
von Wochenendhäusern und Zweitwohnungen führen, was sich katastrophal auf die
Landwirtschaft, die Umwelt und die Wirtschaft in den Tourismusregionen auswirke. 34

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.10.2005
MAGDALENA BERNATH
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Liberale Parteien

Mit 48 zu 35 Stimmen sprach sich die Liberale Partei für die Volksinitiative «Jugend
ohne Drogen» und damit für einen restriktiven Drogenkurs aus. Die Kantonalparteien
Basel, Genf und Neuenburg unterlagen damit insbesondere den Waadtländer
Vertretern. 35

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.09.1997
EVA MÜLLER

Am 6. September hielten die Liberalen in Bern ihre letzte eigene
Delegiertenversammlung ab. Im Gegensatz zur FDP lehnten die Delegierten der LP die
Hanfinitiative mit 30 zu 2 Stimmen ab. Auch die Teilrevision des
Betäubungsmittelgesetzes fand keine Zustimmung, sie wurde mit 20 zu 7 Stimmen
verworfen. Unterstützung erhielt dagegen die Verbandsbeschwerdeinitiative der FDP.
Die Delegierten sprachen sich weiter gegen die Unverjährbarkeitsinitiative und gegen
die Initiative des SGB für eine Flexibilisierung des AHV-Alters aus. 36

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.09.2008
SABINE HOHL

Konservative und Rechte Parteien

Die EVP setzte im Berichtsjahr ihre Bemühungen um eine verstärkte Osteuropahilfe
fort und forderte unter anderem vom Bundesrat die Souveränitätsanerkennung
Litauens. Die EVP unterstützte im Berichtsjahr einerseits grüne Anliegen im Verkehrs-
und Umweltbereich, welche auch der LdU als Fraktionspartner forderte; so sprach sie
sich an der Delegiertenversammlung im Mai für die Einführung eines Ökobonus und
einer Energiesteuer aus. Andererseits nahm sie in der Drogenpolitik eine
eigenständige, eher konservative Position ein und stellte sich gegen eine
Entkriminalisierung des Drogenkonsums und gegen die kontrollierte Heroinabgabe. 37

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In den eidgenössischen Wahlkampf zog die Partei vorab mit einer aggressiven Politik
gegen Ausländer und Asylsuchende unter dem umstrittenen, da historisch gewichtig
besetzten Motto «Das Boot säuft ab». Hauptforderungen waren der vollständige
Einwanderungs- und Aufnahmestopp für Asylbewerber, die Kündigung des Genfer
Flüchtlingsabkommens sowie eine Reduktion des Ausländerbestandes auf EU-Niveau.
Heftigen Widerstand meldete die FPS gegen den EU-Beitritt oder Zugeständnisse im
freien Personenverkehr an. Eine harte Linie fuhr die Partei auch in Drogenfragen, wo sie
der Liberalisierung den Kampf ansagte. Nach wie vor eliminieren will sie zudem die
direkte Bundessteuer. 38

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.08.1995
EVA MÜLLER

In ihrem auf biblischen Grundsätzen beruhenden Wahlprogramm legte die EDU den
Schwerpunkt auf gesellschaftliche Fragen und sprach sich etwa gegen Abtreibung und
die Ausbeutung der Frau durch die Werbung sowie für eine repressive Drogenpolitik
aus. Der Gentechnologie steht sie sehr kritisch gegenüber. In der Europafrage sprach
sich die Partei gegen einen EU-Beitritt, aber für bilaterale Verhandlungen aus. 39

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.10.1995
EVA MÜLLER

Die Delegierten der FPS hiessen ein restriktives Drogenkonzept gut. Gemäss diesem
sollen Abhängige von der Fürsorge nur noch unterstützt werden, wenn sie sich für eine
abstinenzorientierte Therapie entschliessen. Entzugsunwillige seien zum Entzug zu
zwingen. Abgelehnt wurden alle Massnahmen der Überlebenshilfe, die nicht unmittelbar
dem Ziel der Abstinenz dienen, also etwa die Heroin- oder Methadonabgabe und
Notschlafstellen. Weiter will die Partei schärfer gegen drogenkonsumierende
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vorgehen; Urinkontrollen sollen im Verkehr, aber
auch am Arbeitsplatz üblich werden. 40

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.05.1996
EVA MÜLLER

Neben Gewerkschaften, SP, Grünen und EVP trug auch die EDU das Referendum gegen
das revidierte Arbeitsgesetz mit und sprach sich gegen «grenzenlose
Konsummöglichkeiten» und eine weitere «Sonntagsentheiligung» aus. 41

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.1996
EVA MÜLLER
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Die EVP trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und wehrte
sich im Abstimmungskampf zusammen mit den Landeskirchen insbesondere vehement
gegen die Lockerung des Sonntagsarbeitsverbots. 42

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.11.1996
EVA MÜLLER

Anfang Januar wählte die EVP in Riehen (BL) Joël Blunier zum neuen, vollamtlichen
Generalsekretär. Blunier, zuvor wissenschaftlicher Mitarbeiter der EVP Schweiz, trat
die Nachfolge von Daniel Reuter an. Ausserdem sprachen sich die Delegierten für den
UNO-Beitritt der Schweiz aus. Der Zentralvorstand lehnte die Initiative "für eine kürzere
Arbeitszeit" ab. 43

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Einmal mehr sprach sich die EDU gegen registrierte Partnerschaften von
gleichgeschlechtlichen Paaren und gegen die Entkriminalisierung des Drogenkonsums
aus. Falls sie mit ihrer Haltung nicht durchdringe, werde sie das Referendum
ergreifen. 44

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.05.2004
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung im August in Schaffhausen lehnte die EDU die
Weiterführung und Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit der EU ab. Sie
unterstützte die Referenden gegen die Personenfreizügigkeit, gegen das revidierte
Betäubungsmittelgesetz und gegen die Einführung biometrischer Pässe. Zur
Hanfinitiative und zum revidierten Betäubungsmittelgesetz wurde einstimmig die Nein-
Parole ausgegeben. Die Delegierten diskutierten zudem die parteiinternen Strukturen.
Die Partei strebt eine Reorganisation der Geschäftsleitung an. Christian Waber kündigte
an, das Nationalratsmandat bald abzugeben und dafür in Zukunft mehr Zeit für die
Arbeit im Parteisekretariat aufzuwenden. 45

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.08.2008
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung im August in Schaffhausen fasste die EVP die Parolen
für die anstehenden eidgenössischen Abstimmungen. Die Hanfinitiative wurde deutlich
abgelehnt. Dem revidierten Betäubungsmittelgesetz stimmten die Delegierten dagegen
mit grossem Mehr zu. Die Unverjährbarkeitsinitiative wurde deutlich zur Ablehnung
empfohlen, ebenso die Initiative zum Verbandsbeschwerderecht. Ein Ja gab es für die
Initiative des SGB für ein flexibles Rentenalter und die Zusatzfinanzierung der
Invalidenversicherung durch eine Anhebung der Mehrwertsteuer. 46

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.08.2008
SABINE HOHL

Anfang des Jahres wurde Peter Commarmot (AG) zum neuen Präsidenten der
Freiheitspartei Schweiz (FPS) gewählt. Er löste Jürg Scherrer ab. Die Delegierten der FPS
fassten an ihrer Versammlung im April in Reiden (LU) folgende Parolen: Ja zur Initiative
„für Volkssouveränität statt Behördenpropaganda“ und zur SVP-Einbürgerungsinitiative,
Nein zum Gesundheitsartikel. Jürg Scherrer, Gemeinderat der FP in Biel, trat nach 16
Jahren Amtszeit nicht mehr zu den Wahlen an. Die FP konnte seinen hauptamtlichen
Sitz nicht halten, ihr verbleibt ein nebenamtlicher Sitz. Die FP Biel war gemeinsam mit
der SVP zu den Wahlen angetreten, was zu einem Konflikt mit der kantonalbernischen
FP führte. Die Freiheitspartei hat nur noch einen Sitz im Bernischen Grossen Rat und
auf lokaler Ebene die Sitze in der Bieler Exekutive und Legislative. Die Partei lehnte im
Herbst die Hanfliberalisierungsinitiative, das revidierte Betäubungsmittelgesetz, die
Unverjährbarkeitsinitiative und die SGB-Initiative für ein flexibles AHV-Alter ab. Sie
befürwortete die Initiative für eine Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts. 47

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2008
SABINE HOHL
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Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

In der Volksabstimmung vom 1. Dezember über die Revision des Arbeitsgesetzes sahen
die Arbeitgeber eine Nagelprobe für die Bereitschaft der Schweizer Bürgerinnen und
Bürger, sich an die neuen Gegebenheiten eines globalisierten Marktes anzupassen.
Gross war denn auch die Enttäuschung, als die von Gewerkschaften, der politischen
Linken und den Kirchen angeführte Opposition gegen eine Lockerung der
Arbeitszeitbestimmungen eine deutliche Mehrheit hinter sich sammeln konnte. 48

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.12.1996
HANS HIRTER

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Als wichtigste Rezepte gegen die Arbeitslosigkeit pries der Schweizerische
Gewerkschaftsbund (SGB) kurzfristig staatliche Konjunkturspritzen (wie zum Beispiel
das vom Parlament beschlossene Impulsprogramm) und langfristig eine ausgebaute
Weiterbildung sowie radikale Arbeitszeitverkürzungen an. Bemerkenswert war, dass
bei letzteren die Gewerkschaftsspitze auch die Inkaufnahme eines Reallohnabbaus –
zumindest für mittlere und obere Lohnkategorien – nicht ausschloss. In der Realität
mussten die Gewerkschaften allerdings Verträge akzeptieren, welche in eine andere
Richtung zeigten. 49

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.03.1993
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) gab zu Jahresbeginn bekannt, dass er die
generelle Verkürzung der Arbeitszeit zu seiner Hauptforderung machen werde. Er sah
darin insbesondere auch ein Mittel, um die Wirtschaftsrezession zu überwinden und
die Zahl der Beschäftigten zu erhöhen. Die Arbeitszeitreduktion solle sowohl im
Zentrum der Verhandlungen über neue Gesamtarbeitsverträge stehen als auch mit
einer Volksinitiative erkämpft werden. Einen Vorentwurf für diese geplante Initiative
gab der SGB in die verbandsinterne Konsultation. Das Projekt sieht vor, die gesetzliche
Höchstarbeitszeit schrittweise auf 37 Wochenstunden zu beschränken. Der SMUV
folgte der Empfehlung des SGB und erklärte zum Auftakt der Verhandlungen über den
neuen Gesamtarbeitsvertrag in der Maschinenindustrie eine Arbeitszeitreduktion um
10% ohne Lohneinbusse zu seiner Hauptforderung. Als Gegenleistung offerierte er sein
Einverständnis zu einer Flexibilisierung der Arbeitszeit, welche den Unternehmen
innerhalb einer fixen Jahreshöchstarbeitszeit mehr Spielraum für unregelmässige
Wochenarbeitszeiten lassen würde. 50

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.01.1997
HANS HIRTER

Der Präsident des Christlichnationalen Gewerkschaftsbunds (CNG), Hugo Fasel (csp,
FR), kündigte ebenfalls politische Vorstösse für eine Arbeitszeitreduktion an. Die vom
SGB geplante Volksinitiative beurteilte er allerdings als zu starr; er forderte stattdessen,
eine Arbeitszeitreduktion mit der Realisierung von neuen Arbeitszeitmodellen zu
verknüpfen. Die Delegiertenversammlung der CNG unterstützte den Vorstand in seiner
Absicht, sich nicht an der SGB-Initiative zu beteiligen, sondern einen eigenen
Initiativtext auszuarbeiten. 51

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.11.1997
HANS HIRTER

Einen, allerdings auf niedriger Flamme gehaltenen Konflikt erlebte der SGB bei der
Beurteilung der Zweitauflage des von ihm 1996 erfolgreich bekämpften Arbeitsgesetzes.
Das von der Gewerkschaft Druck und Papier (GDP) zusammen mit Westschweizer
Gewerkschaftern (unter anderem der Waadtländer Gewerkschaftsbund) lancierte
Referendum unterstützte er nicht, da in den parlamentarischen Verhandlungen mit der
Erfüllung der beiden Hauptforderungen (Zeitzuschläge und Sonntagsarbeitverbot) das
Maximum herausgeholt worden sei. Zuhanden der Volksabstimmung gab er – wie auch
die SP und der CNG – die Ja-Parole aus, während die GDP zusammen mit der PdA für
eine Ablehnung warb.

Der SGB lancierte zusammen mit der SP zwar einige Volksinitiativen, marschierte aber
bei der Parolenfassung für Volksabstimmung nicht immer im Gleichschritt mit den
Sozialdemokraten. Bei der von der SP unterstützten Genschutz-Initiative hatte der
grösste Teilverband, die GBI, welche auch die Interessen der Chemieangestellten
vertritt, die Nein-Parole beschlossen. Im SGB war zwar in einer Eventualabstimmung
eine Mehrheit der Delegierten für eine Unterstützung der Initiative, schliesslich setzte
sich aber die Stimmfreigabe durch. Zu der von der SP mitgetragenen S.o.S.-Initiative für

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.08.1998
HANS HIRTER
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eine Abschaffung der präventiven Polizei gab der SGB keine Abstimmungsparole heraus,
und zu der von der SP unterstützten «Droleg»-Initiative gab er die Stimme frei. Einig
mit der SP war man sich hingegen bei der Unterstützung der beiden Referenden gegen
das revidierte Asylgesetz und die dazu gehörenden dringlichen Massnahmen. 52

1) NZZ, 1.2. und 22.7.92; SGT, 15.4.92; JdG, 28.10.92.
2) Presse vom 16.10.92. Vorhandl. B.vers., 1992, IV/V, S. 31, Presse von 26.10.92; NQ, 27.10.92.
3) Presse vom 12.2., 11.5., 20.5., 18.6. und 6.7.94; BZ, 15.4.94; TA, 16.6.94. Verhandl. B.vers., 1994, IV, S. 33
4) BZ, 16.8.94; Presse vom 14.9. und 13.10.94.
5) SoZ, 14.1.96; NLZ, 17.1.96.
6) NLZ, 4.4.97; TA, 15.4.97; NZZ, 21.4. 21.5., 14.8. 1.9. und 16.9.97; Presse vom 16.5.97 und vom 1.7. bis 27.9.97, Presse vom 3.7.
und 13.8.97; NZZ, 16.9.97, Bund, 15.8.97; BaZ, 20.8. und 29.8.97; NZZ, 29.8., 4.9. und 9.9.97; JdG, 17.9.97; QJ, 18.9.97.56
7) Bund, 7.8.97; NZZ, 9.8.97; BZ, 27.8.97; Presse vom 30.8.97, SoZ, 27.4. und 10.8.97
8) BüZ, 25.11.07.
9) Presse vom 28. und 30.4.90; Presse vom 25.6.90; TA, 31.10.90
10) NZZ vom 28.1.91; Presse vom 27.4. und 29.4.91; L'Hebdo vom 2.5.91
11) Presse vom 25.5.92 und 26.10.92; NZZ vom 24.8.92; L'Hebdo vom 29.10.92
12) Politische Rundschau, 72/1993, Nr. 4; Presse vom 30.7.93 und 29.10.93; Bund vom 17.8.93; NZZ und TA vom 23.8.93; BZ
vom 24.8.93
13) TA, 11.5.94
14) Bund, NZZ und 24 Heures, 14.9.94
15) Presse vom 23.1.95; Bund, 20.1.95
16) Presse vom 23.1.95; Bund, 10.3.95; SVP, Schwerpunktprogramm '95, Bern 1995.
17) Presse vom 4.9.95; SPS (1995). Die Schweiz muss wieder sozialer werden. Wahlhandbuch 95
18) Presse vom 9.11.96
19) TA, 18.11.96
20) Presse vom 31.5.99; Bund, 2.6.99
21) Presse vom 10.12.01.
22) Presse vom 14.1.02.
23) SGT, 18.1.02; Presse vom 21.1.02.
24) SoZ, 29.6.08; LT, NZZ und TA, 30.6.08.
25) Verbandsbeschwerderecht: Bund und SGT, 8.5.08; Bund, 9.5.08. Gesundheitsartikel: TA, 20.5. und 31.5.08.
Delegiertenversammlung: Presse vom 30.6.08.
26) Presse vom 5.10.08.
27) Sonntagspresse vom 3.2.13; NZZ, 23.2., 6.5., 19.8., 24.8. und 26.8.13; NZZS, 13.10.13 (Unsinn); NZZ, 14.10.13; www.fdp.ch
28) Bund und NZZ, 15.2.94; GPS-Broschüre, Stichwort Innere Sicherheit. Bern 1994
29) GPS-Broschüre, Wege aus der Sackgasse. Bern 1994
30) WoZ, 16.6.95
31) GPS (1995) 12 Reformen für die Schweiz; SGT und NZZ, 7.7.95; Presse vom 11.9.95
32) BZ, 15.4.96
33) GPS-Positionspapier (1998). Kontrollierte Legalisierung statt Repression und Drogenmafia; Presse vom 2.11.98
34) Presse vom 31.10.05.
35) 24 Heures und NZZ, 11.9.97
36) TG und NZZ, 8.9.08.
37) AT vom 14.2.91;  NZZ vom 15.4.91 und 20.9.91; Presse vom 6.5.91
38) NZZ, 28.8.95
39) EDU-Grundsatzprogramm, Thun 1995
40) TA, 13.5.96.
41) NZZ, 28.10.96
42) NZZ, 4.11.96
43) BaZ, 28.1.02; NZZ, 28.1. und 29.1.02.
44) NZZ, 17.5.04.
45) TA und SN, 18.8.08.
46) SN, 25.8.08.
47) Präsidium: SGT, 28.1.08. Parolen: NZZ, 30.4.08. Wahlen in Biel: BZ, 9.1. und 21.1.08; BaZ, BZ, Bund und LT, 30.9.08.
48) BaZ, 26.6.96; NZZ, 5.7.96; TA, 2.12.96
49) Diskussion (1993) Heft 21, S. 20 f.; Presse vom 24.3.93; Ww, 25.3.93
50) Presse vom 9.1.97; Bund und Express, 14.11.97
51) Lib., 3.11.97; NZZ, 8.11.97
52) WoZ, 19.3.98; SGT, 27.3.98; TA, 8.4. und 28.4.98; NZZ, 7.11.98; BaZ, 3.4.98; NZZ und TA, 28.4.98; NZZ, 14.8.98

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 12


